
 

  

S 5 RJ 459/02

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Berlin-Brandenburg
Sozialgericht Landessozialgericht Berlin-Brandenburg
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 21
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Übergangsgeldberechnung während

Teilhabeleistung, die vor Inkrafttreten des
SGB beantragt, ab nach Inkrafttreten des
SGB IX durchgeführt wurde [145GA], §
301 SGB VI

Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 5 RJ 459/02
Datum 17.08.2004

2. Instanz

Aktenzeichen L 21 RJ 151/04
Datum 08.09.2005

3. Instanz

Datum -

Auf die Berufung des KlÃ¤gers wird das Urteil des Sozialgerichts Neuruppin vom 17.
August 2004 aufgehoben. Die Bescheide vom 11. Dezember 2001 und 15. Februar
2002, alle in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 02. Juli 2002, werden
abgeÃ¤ndert und die Beklagte verpflichtet, dem KlÃ¤ger fÃ¼r die Zeit vom 01.
Oktober 2001 bis zum 19. Januar 2004 Ã�bergangsgeld auf der Grundlage eines
kalendertÃ¤glichen Nettoentgelts in HÃ¶he von 42,59 Euro am 01. Oktober 2001,
angepasst zum 01. Juni 2002 und zum 01. Juni 2003, abzÃ¼glich bereits erhaltener
Leistungen zu gewÃ¤hren.
Die Beklagte hat dem KlÃ¤ger die auÃ�ergerichtlichen Kosten des Rechtsstreits zu
erstatten.
Die Revision wird zugelassen.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist die HÃ¶he des dem KlÃ¤ger fÃ¼r den Zeitraum ab 01.
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Oktober 2001 gewÃ¤hrten Ã�bergangsgeldes streitig.

Der am 1965 geborene KlÃ¤ger ist gelernter Karosseriebaufacharbeiter und war bis
zum 31. Mai 1998 beim Autohaus W GmbH in B als Karosseriebauer und Aushilfe in
der Lackiererei beschÃ¤ftigt. Die tarifliche wÃ¶chentliche Arbeitszeit betrug 38,5
Stunden. FÃ¼r den Monat Mai 1998 wurden als Stundenlohn fÃ¼r 82 Stunden
1.886,00 DM, Kurzarbeitergeld fÃ¼r 11 Stunden in HÃ¶he von 73,79 DM, 14,5
Stunden Feiertagszuschlag in HÃ¶he von 333,50 DM, 53 Urlaubsstunden in HÃ¶he
von 1.219,00 DM und Urlaubsgeld in HÃ¶he von 333,35 DM vergÃ¼tet. Ab Februar
1999 war der KlÃ¤ger arbeitsunfÃ¤hig und bezog vom 29. MÃ¤rz 1999 bis 25. Juli
2000 Krankengeld.

Am 17. April 2000 beantragte der KlÃ¤ger bei der Innungskrankenkasse
Brandenburg und Berlin die GewÃ¤hrung von medizinischen Leistungen wegen
allgemeiner Erkrankungen. Der Antrag wurde an die Beklagte Ã¼bersandt, die dem
KlÃ¤ger vom 26. Juli bis 23. August 2000 ein Heilverfahren in der Reha-Klinik H
gewÃ¤hrte.

Am 16. Mai 2000 beantragte der KlÃ¤ger bei der Beklagten die GewÃ¤hrung von
berufsfÃ¶rdernden Leistungen zur Rehabilitation. Nachdem bei ihr der
Entlassungsbericht aus dem Heilverfahren eingegangen war, prÃ¼fte die Beklagte
Leistungen zur beruflichen Rehabilitation und meldete den KlÃ¤ger am 23. Januar
2001 fÃ¼r einen Berufsfindungs- und Arbeitserprobungskurs beim â�� B â�� fÃ¼r
die Zeit vom 07. Mai 2001 bis zum 18. Mai 2001 an, an dem der KlÃ¤ger teilnahm.
Im Ergebnis wurden fÃ¼r den KlÃ¤ger eine FortbildungsmaÃ�nahme zum IT-System-
Kaufmann ab 21. Januar 2002 in Aussicht genommen und ein Reha-
Vorbereitungslehrgang â�� RVL â�� fÃ¼r den Zeitraum vom 01. Oktober 2001 bis
zum 18. Januar 2002 vom B vorgeschlagen. Am 10. Februar 2001 beantragte der
KlÃ¤ger erneut bei der Bundesanstalt fÃ¼r Arbeit die GewÃ¤hrung von Leistungen
zur beruflichen Rehabilitation. FÃ¼r den RVL sowie fÃ¼r die Ausbildung zum
Informations- und Telekommunikations-Kaufmann vom 21. Januar 2002 bis 31.
Januar 2004 wurde der KlÃ¤ger von der Beklagten im B angemeldet und mit
Bescheid vom 16. August 2001 gewÃ¤hrte die Beklagte dem KlÃ¤ger unter
Bezugnahme auf dessen Antrag vom 26. Juni 2001 die Teilnahme an dem RVL fÃ¼r
den Zeitraum vom 01. Oktober 2001 bis 18. Januar 2002 und mit Bescheid vom 09.
Januar 2002 die Weiterbildung im Bfwvom 21. Januar 2002 bis 31. Januar 2004. An
der RVL nahm der KlÃ¤ger teil; die Weiterbildung schloss er am 19. Januar 2004 mit
Erfolg ab.

Nachdem der KlÃ¤ger u.a. eine Entgeltbescheinigung seines letzten Arbeitgebers
vom 06. September 2001 eingereicht hatte, gewÃ¤hrte die Beklagte ihm mit
Bescheid vom 15. Oktober 2001 ab 01. Oktober 2001 Ã�bergangsgeld in HÃ¶he von
49,37 DM/25,24 Euro kalendertÃ¤glich. Sie fÃ¼hrte aus, eine Vergleichsberechnung
nach Â§ 48 Sozialgesetzbuch Neuntes Buch â�� SGB IX â�� mit dem zuletzt
erzielten Entgelt habe nicht vorgenommen werden kÃ¶nnen, da der letzte Tag des
Bemessungszeitraums bei Beginn der Leistung zur Teilhabe am Arbeitsleben
lÃ¤nger als drei Jahre zurÃ¼ckgelegen habe. Das Ã�bergangsgeld sei aus 65 v.H.
des auf ein Jahr bezogenen tariflichen oder ortsÃ¼blichen Arbeitsentgelts im letzten
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Kalendermonat vor Beginn der Leistung berechnet worden.

Mit seinem Widerspruch vom 08. November 2001 machte der KlÃ¤ger geltend, dass
er im Tarifgebiet 1 (Berlin/West) tÃ¤tig gewesen sei. Der Tarifvertrag sehe einen
Stundenlohn von 20,89 DM vor und das tarifliche Entgelt werde jÃ¤hrlich erhÃ¶ht.
Er habe zudem die Leistungen schon im Mai 2000 beantragt und die
Ã�berschreitung der Drei-Jahres-Frist kÃ¶nne nicht zu seinen Lasten gehen. Es sei
fÃ¼r ihn nicht Ã¼berprÃ¼fbar, ob die GewÃ¤hrung von Leistungen auf dem
schnellsten Weg erfolgt sei und es kÃ¶nne der Eindruck entstehen, dass das
Procedere gewollt in die LÃ¤nge gezogen worden sei.

Mit Bescheid vom 11. Dezember 2001 berechnete die Beklagte das Ã�bergangsgeld
fÃ¼r den Zeitraum am 01. Oktober 2001 neu nach einem tariflichen Stundenlohn
im letzten Kalendermonat vor Beginn der Leistung in HÃ¶he von 20,85 DM und wies
einen kalendertÃ¤glichen Zahlbetrag von 54,32 DM/27,77 Euro aus.

Der KlÃ¤ger machte daraufhin mit Schreiben vom 15. Januar 2002 geltend, die
Grundlage fÃ¼r die Berechnung des Ã�bergangsgeldes sei nicht nachvollziehbar. Er
habe den Leistungsantrag schon am 12. Mai 2000 und nicht, wie mit dem Bescheid
der Beklagten angegeben, am 26. Juni 2001, auf Anraten eines Mitarbeiters der
Beklagten im Eilverfahren gestellt. Trotzdem habe es acht Monate gedauert, bis er
einen Termin fÃ¼r eine Berufsfindung und Arbeitserprobung erhalten habe. Dies
lasse erkennen, dass die Bearbeitung seines Antrages extrem in die LÃ¤nge
gezogen worden sei. Bei einer Beratung durch die Beklagte im Juli 2001 habe er
erfahren, dass eine lÃ¤ngere Bearbeitungszeit nicht dem Versicherten zur Last
gelegt werde. Er verstehe auch nicht, aus welchen GrÃ¼nden eine Tarifeinstufung
"Ost" vorgenommen sei, obwohl er in Wb tÃ¤tig gewesen sei.

Mit zwei Bescheiden vom 15. Februar 2002 berechnete die Beklagte das
kalendertÃ¤gliche Ã�bergangsgeld fÃ¼r die Zeit vom 19. Januar 2002 bis zum 20.
Januar 2002 und fÃ¼r die Zeit ab 21. Januar 2002 ausgehend vom tariflichen
Nettoentgelt und gewÃ¤hrte dem KlÃ¤ger einen Zahlbetrag in HÃ¶he von 27,77
Euro. Sie wies mit Bescheid vom 02. Juli 2002 den Widerspruch, soweit ihm nicht
durch Bescheid vom 11. Dezember 2001 abgeholfen worden war, mit der
BegrÃ¼ndung zurÃ¼ck, ausgeschÃ¶pfte KapazitÃ¤ten beim Bfw gingen nicht zu
ihren Lasten. Sie habe das Ã�berschreiten der Drei-Jahres-Frist nicht zu vertreten.

Mit seiner daraufhin am 26. Juli 2002 vor dem Sozialgericht Neuruppin erhobenen
Klage hat der KlÃ¤ger sein Begehren weiterverfolgt und eine Verschleppung des
Eilverfahrens zur beruflichen Rehabilitation geltend gemacht. Er habe auf Anraten
eines Mitarbeiters der Beklagten am 16. Mai 2000 einen Antrag auf berufliche
Rehabilitation im Eilverfahren gestellt. Nachdem daraufhin bis zum 23. Januar 2001
keinerlei Reaktion erfolgt sei, habe er nochmals mit dem Mitarbeiter gesprochen.
Acht Monate seien daher ohne Bearbeitung seiner Angelegenheit ins Land
gegangen. Dadurch sei die Vergleichsberechnung nach Â§ 48 SGB IX auf der
Grundlage seiner TÃ¤tigkeit bei der A in Wb nicht mÃ¶glich gewesen. Er sei auch
beschwert, denn sein Stundenlohn sei um 2,15 DM/1,10 EUR hÃ¶her als der
tarifliche gewesen.
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Der Zeitraum vom Ende der medizinischen Rehabilitation bis zur Abgabe seines
Antrags an das Referat fÃ¼r berufsfÃ¶rdernde Leistungen sei zu lang gewesen.
Extrem lange Bearbeitungszeiten gingen zu Lasten der Beklagten; eine Verletzung
der FÃ¼rsorge- und Beratungspflicht liege vor. Bei ihm habe von Anfang an
festgestanden, dass er eine berufliche Rehabilitation bekommen werde, wie ihm
dies auch von einem Mitarbeiter der Beklagten im Mai 2000 mitgeteilt worden sei.
Das B habe bestÃ¤tigt, dass eine frÃ¼here DurchfÃ¼hrung der MaÃ�nahme zur
Berufsfindung und Erprobung hÃ¤tte erfolgen kÃ¶nnen. Die Beklagte habe den
eingetretenen Schaden nach den GrundsÃ¤tzen des sozialrechtlichen
Herstellungsanspruchs zu erstatten, denn als zustÃ¤ndiger LeistungstrÃ¤ger trage
sie die Verantwortung, nicht das B.

Das Sozialgericht hat dem Vorbringen des KlÃ¤gers den Antrag entnommen,

den Bescheid der Beklagten vom 15. Oktober 2001 in der Fassung des Bescheides
vom 11. Dezember 2001 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 2. Juni
2002 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, an den KlÃ¤ger ab 1. Oktober
2001 hÃ¶heres Ã�bergangsgeld auf der Grundlage des bis 31. Mai 1998
erworbenen Verdienstes beim A W zu zahlen.

Die Beklagte hat erstinstanzlich beantragt,

die Klage abzuweisen.

Sie hat erstinstanzlich vorgetragen, sie habe die Bearbeitung des Antrags nicht
verzÃ¶gert. Eine Anmeldung zu der MaÃ�nahme zur Arbeitserprobung und
Berufsfindung sei wegen der fehlenden Auswertung des Entlassungsberichts aus
dem Heilverfahren bis Mitte August 2000 nicht mÃ¶glich gewesen. Erst mit
Vorliegen des Berichts sei eine abschlieÃ�ende Entscheidung zum
LeistungsvermÃ¶gen mÃ¶glich gewesen. Daraufhin sei die Einleitung von
berufsfÃ¶rdernden Leistungen fÃ¼r erforderlich angesehen worden. Die Beklagte
hat Lohn- und Gehaltstabellen fÃ¼r Arbeitnehmer im Kfz-Gewerbe B- Tarifgebiet 1
zur Gerichtsakte gereicht.

Das Sozialgericht hat AuskÃ¼nfte des B vom 24. November 2003 und vom 10. Mai
2004 eingeholt und mit Urteil vom 17. August 2004 die Klage mit der BegrÃ¼ndung
abgewiesen, die Voraussetzungen fÃ¼r eine Berechnung im Sonderfall des Â§ 48
Satz 1 1. Halbsatz Nr. 3 SGB IX lÃ¤gen vor. Eine Vergleichsberechnung nach Â§ 48
Satz 1 Nr. 1 SGB IX mit dem zuletzt erzielten Entgelt sei nicht vorzunehmen
gewesen, da der letzte Tag des Bemessungszeitraums bei Beginn der Leistung zur
Teilhabe am Arbeitsleben lÃ¤nger als drei Jahre zurÃ¼ckgelegen habe. Der KlÃ¤ger
kÃ¶nne sich nicht auf einen sozialrechtlichen Herstellungsanspruch berufen. Eine
Pflichtverletzung der Beklagten sei nicht zu erkennen.

Gegen das am 26. August 2004 zugestellte Urteil hat der KlÃ¤ger am 23.
September 2004 Berufung eingelegt. Er stÃ¼tzt sein Begehren weiter auf den
sozialrechtlichen Herstellungsanspruch. Er habe bis zum 23. Januar 2001 keine
Kenntnis von dem Beruf des IT-System-Kaufmanns gehabt. Eine Verschleppung des
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Verfahrens um mehr als vier Monate liege jedenfalls vor, die Berufsfindung und
Arbeitserprobung hÃ¤tte auch bereits im Februar 2001 stattfinden kÃ¶nnen. Bereits
im Oktober 2000 habe festgestanden, dass eine berufliche Rehabilitation
erforderlich gewesen sei. Auch zu diesem Zeitpunkt hÃ¤tte die Berufsfindung und
Arbeitserprobung erfolgen kÃ¶nnen.

Der KlÃ¤ger beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Neuruppin vom 17. August 2004 aufzuheben und die
Bescheide vom 11. Dezember 2001 und 15. Februar 2002, alle in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 2. Juli 2002, abzuÃ¤ndern und die Beklagte zu
verpflichten, ihm fÃ¼r die Zeit vom 1. Oktober 2001 bis zum 19. Januar 2004
Ã�bergangsgeld auf der Grundlage eines kalendertÃ¤glichen Nettoentgelts in
HÃ¶he von 42,59 Euro am 1. Oktober 2001, angepasst zum 1. Juni 2002 und zum 1.
Juni 2003, abzÃ¼glich bereits erhaltender Leistungen zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen und fÃ¼r den Fall, dass der Berufung stattgegeben
wird, die Revision zuzulassen.

Sie hÃ¤lt das Urteil des Sozialgerichts fÃ¼r zutreffend und trÃ¤gt ergÃ¤nzend vor,
ihre Arbeitsanweisungen zu Â§ 48 SGB IX lieÃ�en keine andere Handhabung zu. Sie
hat Probeberechungen der Ã�bergangsgeldberechnungen zur Gerichtsakte gereicht.
Weiter hat die Beklagte eine Abrechnung der Brutto-Netto-BezÃ¼ge des letzten
Arbeitgebers des KlÃ¤gers fÃ¼r den Monat Mai 1998 sowie die Bescheide Ã¼ber
die GewÃ¤hrung von Ã�bergangsgeld vom 15. Februar 2002 und ihren Bescheid
vom 29. Januar 2004 Ã¼ber die GewÃ¤hrung von AnschlussÃ¼bergangsgeld fÃ¼r
die Zeit vom 20. Januar 2004 bis zum 19. April 2004 zur Gerichtsakte gereicht. Zu
diesem Bescheid hat die Beklagte erklÃ¤rt, sie werde die Berechnung des
AnschlussÃ¼bergangsgeldes auf der Grundlage vornehmen, wie sie nach
rechtskrÃ¤ftigem Abschluss des Rechtsstreits Ã¼ber die HÃ¶he des
Ã�bergangsgeldes gelte.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes im Ã�brigen wird auf
die Gerichtsakte sowie auf die vom Senat beigezogenen Verwaltungsakten der
Beklagten verwiesen, die Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen sind.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung ist statthaft (Â§Â§ 143, 144 Sozialgerichtsgesetz â�� SGG ) und auch
im Ã�brigen zulÃ¤ssig. Gegenstand des Rechtsstreits ist der Anspruch auf ein
hÃ¶heres kalendertÃ¤gliches Ã�bergangsgeld als die Beklagte wÃ¤hrend
Leistungen zur Teilhabe in der Zeit vom 01. Oktober 2001 bis 19. Januar 2004
zuerkannt hat. Angefochten sind die Bescheide der Beklagten vom 11. Dezember
2001 und 15. Februar 2002 in der Gestalt, die sie durch den Widerspruchsbescheid
erhalten haben. Die Bescheide vom 15. Februar 2002 sind nach Â§ 86 SGG
Gegenstand des Widerspruchsverfahrens geworden, weil sie im Rahmen eines
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DauerrechtsverhÃ¤ltnisses (Ã�bergangsgeld wÃ¤hrend der Leistungen zur Teilhabe
ab 01. Oktober 2001) ergangen sind. Sie stehen in einem die Anwendung des Â§ 86
SGG rechtfertigenden inneren Zusammenhang zu dem Bescheid vom 11. Dezember
2001, weil mit ihnen Regelungen bezÃ¼glich des zuvor mit Bescheid vom 11.
Dezember 2001 gewÃ¤hrten Ã�bergangsgeldes fÃ¼r weitere ZeitrÃ¤ume derselben
Teilhabeleistung getroffen werden (Bundessozialgericht â�� BSG -, Urteil vom 26.
MÃ¤rz 1998, B 11 AL 11/98 B, verÃ¶ffentlicht in juris). In den Widerspruchsbescheid
vom 02. Juli 2002 hat die Beklagte, indem sie Ã¼ber die HÃ¶he des
Ã�bergangsgeldes fÃ¼r Bezugszeiten ab 01. Oktober 2001 entschieden hat, auch
die Bescheide vom 15. Februar 2002 einbezogen. Der Bescheid der Beklagten vom
29. Januar 2004 ist dagegen nicht nach Â§ 96 SGG Gegenstand des Rechtsstreits
geworden, weil er nicht die GewÃ¤hrung von Ã�bergangsgeld wÃ¤hrend der
Teilnahme an Leistungen zur Teilhabe regelt. Gegenstand des Rechtsstreits ist
damit ein hÃ¶heres Ã�bergangsgeld als das von der Beklagten nach einem
kalendertÃ¤glichen Nettoentgelt in HÃ¶he von 37,03 EUR fÃ¼r den Zeitraum vom
01. Oktober 2001 bis zum 19. April 2004 in HÃ¶he von 27,77 EUR kalendertÃ¤glich
gewÃ¤hrte. Bei einem geltend gemachten kalendertÃ¤glichen Nettoentgelt von
42,59 EUR ergibt sich eine 500 EUR Ã¼bersteigende Beschwer (Â§ 144 Abs. 1 Satz
1 Nr. 1 SGG).

Die Berufung ist begrÃ¼ndet. Das Sozialgericht hat zu Unrecht die Klage
abgewiesen. Die angefochtenen Bescheide der Beklagten in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides sind rechtswidrig, soweit die Beklagte mit ihnen dem
KlÃ¤ger ausgehend von der Berechnungsgrundlage von 72,43 DM (37,03 EUR) statt
83,29 DM (42,59 EUR) nur ein geringeres als ihm zustehendes kalendertÃ¤gliches
Ã�bergangsgeld fÃ¼r den streitigen Zeitraum gewÃ¤hrt hat.

Anzuwenden sind fÃ¼r die Berechnung des Ã�bergangsgeldes im Zeitraum vom 01.
Oktober 2001 bis 18. Januar 2002 die Â§Â§ 22 Abs. 1, 21 Abs. 1 Satz 1
Sozialgesetzbuch Sechstes Buch in der bis 31. Dezember 2000 geltenden Fassung
â�� SGB VI a. F. â�� in Verbindung mit Â§ 47 Sozialgesetzbuch FÃ¼nftes Buch in
der bis 31. Dezember 2000 geltenden Fassung â�� SGB V a.F. -.

Diese Vorschriften sind deshalb anwendbar, weil gemÃ¤Ã� Â§ 301 Abs. 1 SGB VI
fÃ¼r Leistungen zur Teilhabe (vormals Leistungen zur Rehabilitation) bis zum Ende
der Leistungen die Vorschriften weiter anzuwenden sind, die im Zeitpunkt der
Antragstellung galten. Der KlÃ¤ger hat am 16. Mai 2000 Leistungen zur beruflichen
Rehabilitation beantragt. Ihm wurde von der Beklagten in dem Zeitraum vom 07.
Mai 2001 bis 18. Mai 2001 eine Leistung zur Berufsfindung und Arbeitserprobung im
B gewÃ¤hrt und daraufhin in dem hier strittigen Zeitraum ab 01. Oktober 2001 ein
RVL und eine WeiterbildungsmaÃ�nahme im Anschluss daran. Auch diese
Leistungen erfolgten auf den Antrag vom 16. Mai 2000. Eine Anwendung der zum
01. Juli 2001 in Kraft getretenen Vorschriften des Sozialgesetzbuchs Neuntes Buch
â�� SGB IX â�� folgt entgegen der Auffassung der Beklagten auch nicht aus den
Artikeln 67 und 68 des Gesetzes vom 19. Juni 2001 (BGBl. I, Seite 1046 ff.). Zwar
regelt Art. 68 das Inkrafttreten des SGB IX mit Ausnahme von hier nicht in Betracht
kommenden Ausnahmen zum 01. Juli 2001 und bestimmt Art. 67, dass auf
Leistungen zur Teilhabe bis zum Ende der Leistungen oder MaÃ�nahmen die vor
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Inkrafttreten des SGB IX geltenden Vorschriften (nur) dann weiter anzuwenden sind,
wenn vor diesem Tag der Anspruch entstanden ist, die Leistung zuerkannt worden
ist oder die MaÃ�nahme begonnen hat, wenn die Leistung bis zum Beginn der
MaÃ�nahme beantragt worden ist. Die fÃ¼r Teilhabeleistungen nach dem SGB VI
speziellere und daher vorrangige Regelung fÃ¼r das anzuwendende Recht in Â§
301 SGB VI bestimmt aber, dass das im Zeitpunkt der Antragstellung geltende
Recht wÃ¤hrend der DurchfÃ¼hrung der Teilhabeleistung weiter anzuwenden ist.

Die Berechnungsgrundlage fÃ¼r das Ã�bergangsgeld ist nach Â§ 22 Abs. 1 SGB VI
a. F. wie bei medizinischen Leistungen zu ermitteln, weil das Ende des
Bemessungszeitraums bei Beginn der Leistungen nicht lÃ¤nger als drei Jahre
zurÃ¼cklag.

Der Bemessungszeitraum ist das Arbeitsentgelt in dem letzten Kalendermonat vor
dem Beginn der Leistungen, Â§ 22 Abs. 2 Satz 2 SGB VI a. F. Wenn der letzte Tag
des Bemessungszeitraums bei Beginn der Leistungen lÃ¤nger als drei Jahre
zurÃ¼ckliegt oder die Berechnung wie bei medizinischen Leistungen zu einem
geringeren Betrag fÃ¼hrt, ist Berechnungsgrundlage fÃ¼r das Ã�bergangsgeld 65
v. H. des auf ein Jahr bezogenen tariflichen oder, wenn es an einer tariflichen
Regelung fehlt, des ortsÃ¼blichen Arbeitsentgelts, das fÃ¼r den Wohnsitz oder den
gewÃ¶hnlichen Aufenthalt des Versicherten gilt, Â§ 22 Abs. 1 Nr. 2 SGB VI a.F â�¦
FÃ¼r die Bemessung des Ã�bergangsgeldes ist das im Mai 1998 erzielte
Arbeitsentgelt des KlÃ¤gers maÃ�gebend, weil dieser Abrechnungszeitraum bei
Beginn der Leistungen am 7. Mai 2001 noch nicht lÃ¤nger als drei Jahre zurÃ¼ck
lag und deshalb die Voraussetzungen fÃ¼r den Auffangtatbestand (Kreikebohm in:
Kreikebohm SGB VI, 1. Auflage, Â§ 22, Anm. 5) hier nicht vorlagen, so dass die
Berechnungsgrundlage entsprechend Â§ 22 Abs. 1 i. V. m. Â§ 21 SGB VI a.F., i. V. m.
Â§ 47 SGB V a.F. und somit nach den der Beitragszahlung zugrunde liegenden
ArbeitseinkÃ¼nften im Bemessungszeitraum zu ermitteln war.

Abzustellen ist bei der Anwendung des Â§ 22 SGB VI a.F. hier nÃ¤mlich auf den
Beginn der Leistung zur Rehabilitation durch die MaÃ�nahme zur Berufsfindung und
Arbeitserprobung im B am 07. Mai 2001.

Der Begriff des "Beginns der Leistungen" in Â§ 22 Abs. 1 SGB VI a. F. ist gesetzlich
nicht nÃ¤her bestimmt. BerufsfÃ¶rdernde Leistungen zur Rehabilitation umfassen
nach Â§ 16 Abs. 1 SGB VI a.F. insbesondere Leistungen zur Erhaltung oder
Erlangung eines Arbeitsplatzes einschlieÃ�lich der Leistungen zur FÃ¶rderung der
Arbeitsaufnahme, Berufsvorbereitung, einschlieÃ�lich der wegen einer Behinderung
erforderlichen Grundausbildung, berufliche Anpassung, Ausbildung und
Weiterbildung, einschlieÃ�lich eines zur Inanspruchnahme dieser Leistungen
erforderlichen schulischen Abschlusses, Arbeits- und BerufsfÃ¶rderung im
Eingangsverfahren und im Arbeitstrainingsbereich einer anerkannten Werkstatt
fÃ¼r Behinderte. Bei der Auswahl der berufsfÃ¶rdernden Leistungen sind Leistung,
Eignung und bisherige TÃ¤tigkeit angemessen zu berÃ¼cksichtigen, Â§ 16 Abs. 2
SGB VI a. F â�¦ Das Verfahren zur Auswahl der Leistungen schlieÃ�t, soweit
erforderlich, eine Berufsfindung oder Arbeitserprobung ein. Auch Â§ 11 Gesetz
Ã¼ber die Angleichung der Leistungen zur Rehabilitation â�� RAnglG â�� , hier
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ebenfalls im Zeitpunkt der Antragstellung noch anwendbar, bestimmt nicht einen
abschlieÃ�enden Katalog der Leistungen zur berufsfÃ¶rdernden Rehabilitation; auch
hier ist geregelt, dass das Verfahren zur Auswahl der Leistungen, soweit
erforderlich, eine Berufsfindung oder Arbeitserprobung einschlieÃ�t.

Bei der Frage, auf welchen Zeitpunkt bei der Berechnung des Ã�bergangsgeldes
wÃ¤hrend einer Leistung zur beruflichen Rehabilitation nach Â§ 16 Abs. 1 SGB VI,
hier der RVL und der nachfolgenden WeiterbildungsmaÃ�nahme, im Rahmen des Â§
22 SGB VI a.F. abzustellen ist, kommt es nicht darauf an, ob die Berufsfindung und
Arbeitserprobung eine "eigentliche" Leistung zur beruflichen Rehabilitation im Sinne
des Â§ 16 Abs. 1 SGB VI a.F. ist, da im Rahmen des Â§ 22 SGB VI a.F. bei der
Festlegung des Beginns der Leistungen auf den Beginn des
Rehabilitationsgeschehens abzustellen ist (BSG, Urteil vom 26.07.1994, 11 RAr
45/93, BSGE 75, 30 zu Â§ 59a ArbeitsfÃ¶rderungsgesetz â�� AFG -). Dies ergibt sich
aus dem Sinn und Zweck der anzuwendenden Vorschriften. Â§ 22 SGB VI a.F. dient
der wirtschaftlichen Sicherung des Rehabilitanden wÃ¤hrend einer Rehabilitation
durch den RentenversicherungstrÃ¤ger und will durch die zeitliche BeschrÃ¤nkung
der AnknÃ¼pfung des Sicherungsniveaus an das letzte Arbeitsentgelt sicherstellen,
dass eine Rehabilitation im zeitlichen Anschluss (innerhalb von drei Jahren nach
Ende der ErwerbstÃ¤tigkeit) zur entsprechenden Sicherung des Lebensstandards
fÃ¼hrt. Die Vorschrift soll erreichen, dass das Ã�bergangsgeld nach dem aktuellen
Entgelt berechnet wird (Kreikebohm a.a.O., Â§ 22 Anm. 2; Pitschas in: Schulin,
Handbuch des Sozialversicherungsrechts, Band 3 Rentenversicherung, Â§ 35 Anm.
1).

Die Leistungen zur Rehabilitation sollen einheitlich dem Ziel dienen, den
Rehabilitanden dauerhaft in das Erwerbsleben wieder einzugliedern (Â§ 1 RAnglG).
Den Anfang der beruflichen Rehabilitation machen dabei, da nach Â§ 16 SGB VI a.F.
und Â§ 11 RAnglG bei der Auswahl der Rehabilitationsleistungen Eignung, Neigung
und bisherige TÃ¤tigkeit des Behinderten angemessen zu berÃ¼cksichtigen sind,
die Berufsfindung und Arbeitserprobung (Pitschas, a.a.O., Anm. 5).

Waren MaÃ�nahmen zur Berufsfindung oder Arbeitserprobung in Â§ 1237 a
Reichsversicherungsordnung â�� RVO â�� noch beispielhaft als Leistungen zur
beruflichen Rehabilitation aufgefÃ¼hrt, hat die Neuregelung in Â§ 16 SGB VI a.F.
wegen des nach dem Recht der RVO bestehenden Anspruchs auf Weiterzahlung des
Ã�bergangsgeldes nach Abschluss der Berufsfindung und Arbeitserprobung bis zur
Aufnahme weiterer Leistungen eine Ã�nderung in der Herausnahme der
Berufsfindung und Arbeitserprobung in der beispielhaften AufzÃ¤hlung der
Leistungen zur beruflichen Rehabilitation in Â§ 16 Abs. 1 SGB VI a.F. erfahren (vergl.
Tiedt, Peters u.a., DRV 1990, S. 340 ff. m.w.Nw.; Hauck in: Hauck/Haines,
Sozialgesetzbuch SGB VI, K Â§ 20, Anm. 14). Nicht erkennbar ist aber, dass der
Gesetzgeber damit die grundsÃ¤tzliche Zuordnung und Bedeutung dieser Leistung
im Rahmen der Rehabilitation geÃ¤ndert hat. Unter "MaÃ�nahmen" zur
Rehabilitation wurden nach dem RAnglG Veranstaltungen, an denen der Behinderte
auf Veranlassung und auf Kosten des RehabilitationstrÃ¤gers teilnimmt,
verstanden, wÃ¤hrend unter "Leistungen" alle dem Behinderten im einzelnen
gewÃ¤hrten Hilfen, nÃ¤mlich Dienst-, Sach- und Geldleistungen verstanden wurden
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(BSG, Urteil vom 30.08.1979, 4 RJ 109/78, BSGE 49, 10, 12). Das SGB VI a.F.
verwendet einheitlich den Begriff der Leistung und erfasst damit nicht nur die
Leistungen im Sinne des RAnglG, wonach die Berufsfindung und Arbeitserprobung,
wenn sie "stationÃ¤r" in einem BerufsfÃ¶rderungswerk erbracht und in der Weise
durchgefÃ¼hrt wurde, dass daran anschlieÃ�end weitere
RehabilitationsmaÃ�nahmen gewÃ¤hrt wurden, als Teil des
Rehabilitationsprogramms gesehen wurde (vergl. BSG, Urteil vom 30.08.1979, 4 RJ
109/78, a.a.O., zur Rechtslage nach der RVO und dem RAnglG; zum
Rehabilitationsprogramm auch: BSG, Urteil vom 12.09.1978, 5 RJ 8/78, BSGE 47, 51;
Urteil vom 19.03.1991, 2 RU 57/90, BSGE 68, 211, 216). Hieran hat sich nach dem
SGB VI nichts geÃ¤ndert. Der Gesetzgeber hat die Rehabilitation und die
(Teil-)Leistung der Berufsfindung und Arbeitserprobung in der gesetzlichen
Rentenversicherung nicht abweichend vom VerstÃ¤ndnis des RAnglG regeln wollen:
Die Vorschriften der RVO zur Rehabilitation sind weitestgehend Ã¼bernommen
worden (Pitschas, a.a.O., Â§ 31, Anm. 9; Tiedt, Peters u.a., a.a.O.), die Einheit der
Leistungen der Rehabilitation nach Â§ 1 RAnglG galt unverÃ¤ndert auch fÃ¼r die
Rehabilitation nach dem SGB VI.

Entsprechend der Einheit der Leistungen zur Rehabilitation hat die Beklagte im
vorliegenden Fall gemÃ¤Ã� dem gesetzlichen Auftrag (Â§ 16 SGB VI a.F., Â§ 11
RAnglG) die PrÃ¼fung des geeigneten Programms zur Eingliederung in das
Erwerbsleben mit einer MaÃ�nahme zur Berufsfindung und Arbeitserprobung in dem
B begonnen und nach Auswertung des Ergebnisberichts und des vorher
durchgefÃ¼hrten Heilverfahrens dem KlÃ¤ger entsprechend der Empfehlung des B
einen Eingliederungsvorschlag unterbreitet, dem der KlÃ¤ger zugestimmt hat.
Sodann sind die weiteren MaÃ�nahmen eingeleitet, der KlÃ¤ger zu einem RVL
angemeldet worden, an dem er auch teilgenommen hat, und die
WeiterbildungsmaÃ�nahme durchgefÃ¼hrt worden. Das Verfahren zur Findung der
letztlich der Eingliederung dienenden WeiterbildungsmaÃ�nahme kann zeitintensiv
sein, was der genauen PrÃ¼fung geschuldet ist. Soweit die Beklagte mit dem
Widerspruchsbescheid ausgefÃ¼hrt hat, eine lÃ¤ngere Verfahrensdauer gehe nicht
zu ihren Lasten, verkennt sie, dass die DurchfÃ¼hrung des
Rehabilitationsprogramms nach dem SGB VI immer zu ihren Lasten erfolgt, dies
unabhÃ¤ngig davon, ob eine Leistung â�� wie die Berufsfindung und
Arbeitserprobung â�� der Vorbereitung einer Leistung nach Â§ 16 Abs. 1 SGB VI a.F.
(Pitschas, a.a.O.) dient.

Selbst wenn die dem KlÃ¤ger ab 07. Mai 2001 im B gewÃ¤hrte Berufsfindung und
Arbeitserprobung nach Â§ 11 RAnglG und Â§ 16 SGB VI a.F. noch zum Verfahren zur
Auswahl anderer Leistungen zÃ¤hlte, stellte diese Leistung â�� unabhÃ¤ngig davon,
ob sie nach Auffassung der Beklagten zum Verwaltungsverfahren gehÃ¶rte â�� den
Beginn des Rehabilitationsgeschehens dar, an den hier bei der Bemessung des
Ã�bergangsgeldes und bei der Frage des Beginns der Leistungen der Rehabilitation
anzuknÃ¼pfen ist, da hier mit der Auswahl der geeigneten (weiteren) Leistungen
begonnen worden ist (BSG, Urteil vom 26.07.1994, 11 RAr 45/93, a.a.O.). Aus Â§ 22
SGB VI a.F. ergibt sich schlieÃ�lich nicht, dass bei der wirtschaftlichen Sicherung
des Rehabilitanden wÃ¤hrend der Rehabilitation von der Einheitlichkeit des
Rehabilitationsverfahrens und der einheitlichen Zielsetzung dieses Programms
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abgewichen werden soll. Â§ 22 SGB VI a.F. dient dem Ziel, die FÃ¤lle, bei denen die
berufliche Rehabilitation von TrÃ¤gern der Rentenversicherung durchgefÃ¼hrt
wurde, so zu behandeln, wie diejenigen in der ZustÃ¤ndigkeit der Bundesanstalt
fÃ¼r Arbeit (Zweng/Scherer/Buschmann/DÃ¶rr in: Rentenversicherung SGB VI, 5.
Auflage, 49. Lieferung, Stand September 1991, Â§ 22 SGB VI Anm. 1).

Nach allem haben hier die Leistungen im Sinne des Â§ 22 SGB VI a.F. am 07. Mai
2001 begonnen. Der Dreijahreszeitraum erstreckte sich somit vom 06. Mai 2001 bis
zum 07. Mai 1998. Der letzte Tag des Bemessungszeitraum fiel damit noch in den
Dreijahreszeitraum, da der Monat 1998 der letzte Lohnabrechnungszeitraum war.

Die Berechnungsgrundlage fÃ¼r das Ã�bergangsgeld war daher nach Â§ 22 Abs. 1 i.
V. m. Â§ 21 Abs. 1 SGB VI a. F. bei dem KlÃ¤ger, der pflichtversichert war und
Arbeitsentgelt erzielt hat, wie das Krankengeld fÃ¼r Arbeitnehmer Â§ 47 Abs. 1 und
2 Sozialgesetzbuch FÃ¼nftes Buch â�� SGB V â�� ) zu ermitteln, mit der MaÃ�gabe,
dass der Berechnung des kalendertÃ¤glichen Leistung 80 v.H. des nach Â§ 47 SGB
V ermittelten Regelentgelts, hÃ¶chstens das bei entsprechender Anwendung des Â§
47 Abs 2 SGB V berechnete Nettoarbeitsentgelt zugrunde zu legen ist (Â§ 21 Abs. 1,
Satz 1 SGB VI a.F.).

Nach der anzuwendenden Berechnungsvorschrift des Â§ 47 Abs. 2 SGB V zum zu
ermittelnden Regelentgelt war von einem Nettoarbeitsentgelt des KlÃ¤gers im
Bemessungszeitraum (Mai 1998) in HÃ¶he von 1101,37 EUR (2154,09 DM), wie es
mit der Abrechnung der Brutto-Netto-BezÃ¼ge fÃ¼r Mai 1998 durch den
Arbeitgeber bescheinigt worden ist, auszugehen. Dieser Betrag ist durch die von
dem Arbeitgeber mit der Bescheinigung vom 06. September 2001 angegebene
Stundenzahl von 149,5 (Stundenlohn fÃ¼r 82 Stunden, FeiertagsvergÃ¼tung fÃ¼r
14,5 Stunden und 53 Urlaubsstunden) zu teilen, mit der angegebenen Anzahl der
regelmÃ¤Ã�igen wÃ¶chentlichen Arbeitsstundenzahl von 38,5 zu vervielfÃ¤ltigen
und durch sieben zu teilen. Dies ergibt ein regelmÃ¤Ã�iges kalendertÃ¤gliches
Regelentgelt in HÃ¶he von 40,52 EUR (79,25 DM). Hinzuzurechen ist nach Â§ 47
Abs. 2 Satz 6 SGB V ein Betrag von kalendertÃ¤glich 0,30 EUR (0,59 DM) fÃ¼r die
von dem Arbeitgeber angegebene Einmalzahlung (Urlaubsgeld in HÃ¶he von 170,44
EUR [333,35 DM]), ermittelt aus dem VerhÃ¤ltnis des kalendertÃ¤glichen
Bruttoarbeitsentgelt zum Nettoarbeitsentgelt. Hieraus ergibt sich ein Wert von
40,82 EUR. Das nach Â§ 21 SGB VI a.F. in Verbindung mit Â§ 47 Abs. 2 SGB V
errechnete kalendertÃ¤gliche Bruttoregelentgelt (52,12 EUR [26,64 DM]
Ã¼bersteigt diesen Betrag, so dass vom Nettoregelentgelt auszugehen ist.

Das somit ermittelte kalendertÃ¤gliche Ã�bergangsgeld in HÃ¶he von 40,82 EUR
war jeweils entsprechend Â§ 26 Abs. 1 SGB VI a.F. nach Ablauf eines Jahres seit dem
Ende des Bemessungszeitraums (Mai 1998), also jeweils zum 01. Juni 1999, 01. Juni
2000 und 01. Juni 2001 um den Vomhundertsatz zu erhÃ¶hen, um den Renten
zuletzt vor dem Anpassungszeitpunkt ohne BerÃ¼cksichtigung der VerÃ¤nderung
der Belastung bei Renten anzupassen gewesen wÃ¤ren, zu erhÃ¶hen. Damit war
das errechnete Ã�bergangsgeld zum 01. Juni 1999 um 0,89 v.H., zum 01. Juni 2000
um 2,58 v.H. und zum 01. Juli 2001 um 0,5 v.H. anzupassen (vergl. Aichberger,
Sozialgesetzbuch, Reichsversicherungsordnung, Stand 11/2000, 64. EL, FuÃ�note 1
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zu Â§ 26 SGB VI), so dass bei dem KlÃ¤ger im streitigen Zeitraum ab 01. Oktober
2001 von einem kalendertÃ¤glichen Ã�bergangsgeld in HÃ¶he von 42,59 EUR
auszugehen war, welches jeweils zum 01. Juni 2002 und 01. Juni 2003 anzupassen
war und der weiteren Berechnung (Â§ 24 SGB VI a.F.) zugrunde zu legen ist.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG und entspricht dem Ausgang des
Rechtsstreits.

Der Senat hat die Revision zugelassen, weil er der Frage des anzuwenden Rechts
bei der Berechnung von Ã�bergangsgeld wÃ¤hrend einer Teilhabeleistung, die zwar
vor Inkrafttreten des SGB IX beantragt wurde, aber nach Inkrafttreten des SGB IX
durchgefÃ¼hrt worden ist, grundsÃ¤tzliche Bedeutung beimisst. Ebenfalls misst er
der entschiedenen Rechtsfrage, dass mit einer MaÃ�nahme zur Berufsfindung und
Arbeitserprobung die Leistung im Sinne des Â§ 22 SGB VI a.F. beginnt, im Hinblick
auf die entsprechende Regelung in Â§ 48 SGB IX grundsÃ¤tzliche Bedeutung zu.

Erstellt am: 20.12.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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